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Landrätliche Bekanntmachungen. 


Nr. 1. Marienburg, den 16. Dezember 1904. 
Vom ländlichen Geuoſſenſchaftsweſen. 

Nach längeren Verhandlungen, die zwiſchen der Preußiſchen 
Zentral-Genoſſenſchaftskaſſe und den berufenen Vertretern des 
Reichsverbandes deutſcher landwirtſchaftlicher Genoſſenſchaften 
unter der Leitung des Finanzminiſters Freiherrn von Rhein⸗ 
baben ſtattgefunden haben, iſt es in dieſen Tagen gelungen, 
zwiſchen der Preußiſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe und der 
Landwirtſchaftlichen Reichsgenoſſenſchaftsbank, e. G. m. b. H. 
zu Darmſtadt, eine Vereinbarung über die Abgrenzung des 
beiderſeitigen Intereſſengebietes und des gegenſeitigen Geſchäfts⸗ 
verkehrs zu ſchaffen. 

In der Ueberzengung, daß das moderne Genoſſenſchofts⸗ 
weſen in ſeinem ganzen Umfange nur bei freier Selbſtverwaltung 
und Selbſtbeſtimmung gedeihen kann, war es ganz naturgemäß, 
daß bei den getroffenen Vereinbarungen die Selbſtſtändigkeit 
der Landwirtſchaftlichen Reichsgenoſſenſchaftsbank, e. G. m. 
b. H. zu Darmſtadt, nicht beeinträchtigt, vielmehr das Selbſt⸗ 
beſtimmungs⸗ und Selbſtverwaltungsrecht des ländlichen Ge⸗ 
noſſenſchaftsweſens ſtreng aufrechterhalten worden tft. 

In der Hauptſache bezwecken die getroffenen Vereinbarungen, 
einer mehrfachen, unkontrollierbaren Kreditgewährung auf Grund 
derſelben genoſſenſchaftlichen Unterlagen (Haftſummen) wie auch 
etwaigen Folgen einer nicht leicht überſehbaren Verkettung von 
Haftſummen und einer damit möglichen Kreditüberſpannung 
vorzubeugen, da ſowohl die Preußiſche Zentral⸗Genoſſenſchafts⸗ 
kaſſe wie auch die leitenden und verantwortlichen Perſonen des 
Reichs verbandes der Ueberzeugung find, daß darauf abzielende 
Vorkehrungen und Vorbengungen für die Geſunderhaltung des 
ländlichen Genoſſenſchaftsweſens von größter Bedeutung find. 

Es wurde angenommen, daß der von beiden Teilen be- 
abſichtigte Zweck Ah dadurch am beſten würde erreichen laſſen, 
daß der Preußiſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe der Geld⸗ und 


Darlehnsverkehr mit den preußiſchen Verbandskaſſen vorbe⸗ 


halten wird, während der Landwirtſchaftlichen Reichsgenoſſen⸗ 
ſchaftsbank, e. G. m. b. H. zu Darmſtadt, der außerpreußiſche 
Geld- und Kreditverkehr ſowie der aus dem Warenumſatze 
ſtammende und durch ihn bedingte Geſchäfts verkehr überlaſſen 
bleibt, und zwar letzterer auch inſoweit, als preußiſche Zentral⸗ 
Eln⸗ und Verkaufsgenoſſenſchaften mit ihr in Geſchäftsver⸗ 
bindung ſtehen. 


Um die zur Erreichung des beabſichtigten Zweckes für er⸗ 


forderlich gehaltene engere Fühlung zwiſchen der Preußiſchen 


Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe und der Land wirtſchaftlichen Reichs⸗ 
genoſſenſchaftsbank, e. G. m. b. H. zu Darmſtadt, herzuſtellen, 
iſt fernerhin eine Kapitalbeteiligung dieſer ſowie der Verbands ⸗ 
kaſſen bei der Preußiſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe und ein 
weiterer Ausbau des Ausſchuſſes der Preußiſchen Zentral⸗Ge⸗ 
noſſenſchaftskaſſe ins Auge gefaßt worden. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Nr. 1. Unter den Schweinen des Gutsbeſitzers Klinge 
in Sandhof iſt die Rotlaufſeuche ausgebrochen. 
Es wird des halb hiermit über dieſes Gut die Schweine⸗ 
ſperre verhängt. 
Amt Sandhof zu Hoppenbruch, den 16. Dezember 1904. 
Der Amt; vorſteher. 


Nr. 2. Schwente⸗Verband. 


Von den zum Schwenteverband gehörigen Gemeinden ſind 
die Bevollmächtigten zur Generalverſammlung nach § 13 des 
Statuts nunmehr neu zu wählen. Gemeinden von über 
600 Hektar beitragspflichtiger Fläche haben 2 Bevollmächtigte, 
Gemeinden unter 600 Hektar einen Bevollmächtigten zu wählen. 
Für je 8 Hektar iſt eine Stimme zu rechnen, jedoch hat jeder 
beitragspflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. — 

Im Uebrigen verweiſe ich auf § 10 des Statuts. Die 
Wahlen haben gemäß den für die Gemeindewahlen gegebenen 
Vorſchriften zu erfolgen unter Leitung des Gemeindevorſtehers 
in beſonders dazu berufener Verſammlung der Genoſſen. — 

Die Magiſträte zu Marienburg und Neuteich fote die 
Herren Gemeindevorſteher der beteiligten Gemeinden fordere ich 
auf, die Wählerliſten nach Maßgabe der Beitragskataſter 
ſogleich auszufertigen, die achttägige Auslegung bekannt zu 
machen und damit die Wahl der Bevollmächtigten, nach 
ordnungsmäßiger Vorlage herbeizuführen. — ER 

Die beſcheinigte Wählerliſte und Vorladungskurrende, die 
Wahlverhandlung und die Gegenliſte bitte ich mir bis ſpäteſtens 
den 31. Dezember einzureichen. : 

Marienau, den 2. Dezember 1904. 

Der Verbands vorſteher. L hee tz. 


Druck von O. Halb Narienburg. 
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